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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht auch der Ansicht 

Dr. Dollinger der Fraktion der CDU/CSU, daß neue wirt- 

(CDU/CSU) schaftspolitische Maßnahmen vor allem auch 

unter ordnungspalitischen Gesichtspunkten zu 
prüfen sind, oder macht sich die Bundesregie- 
rung den Standpunkt des Kanzlerberaters, 
Ministerialdirektor Lahnstein, zu eigen, der 
diese Pressemeldungen zufolge offensichtlich 
bedauert? 

Antwort des Staatssekretärs Grabert 
vom 10. August 1973 

Die Pressemeldungen, auf die Sie sich in Ihrer Anfrage offen- 
sichtlich beziehen, geben die Meinung eines Abteilungsleiters 
meines Amts verzerrt wieder. Ich würde es bedauern, wenn die- 
se mißlungene Wiedergabe Anlaß zu Mißverständnissen wäre. 

Für jeden Angehörigen meines Hauses sind die Ausführungen 
des Bundeskanzlers in einer Regierungserklärung und vor dem 
Deutschen Bundestag verbindlich. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
Roser zu Portugal, ihrem Partner im Nordatlanti- 

(CDU/CSU) sehen Bündnis, unter Berücksichtigung der 

Lage in Portugals Überseeprovinzen ein, nach- 
dem der Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit Portugal vor die Alternative 
gestellt hat, entweder Mitglied dieses Bünd- 
nisses zu sein oder an seiner Politik in Afrika 
festzuhalten, dem gegenüber das Auswärtige 
Amt dies als die persönliche Meinung Bundes- 
minis.ter Epplers bezeichnet und erklärt hat, 
an der Position der Bundesregierung habe sich 
nichts geändert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Apel 
vom 15. August 1973 

Die Bundesregierung gestaltet ihre bilateralen Beziehungen zu 
Portugal insbesondere im Interesse der Geschlossenheit des At- 
lantischen Bündnisses und der Zusammenarbeit mit der Europäi- 
schen Gemeinschaft. 

Das bedeutet jedoch nicht, daß die Bundesregierung die Politik 
Portugals in Afrika unterstützt. Das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker ist ein Grundprinzip deutscher Politik, das diese Bundes- 
regierung ebenso wie die früheren auch für die Menschen in 
Afrika anerkennt. Hierüber ist auch die portugiesische Regierung 
niemals in Zweifel gelassen worden. 
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Beide Ziele schließen sich nicht aus. Sie können im Gegenteil eine 
Entwicklung erleichtern, die ohne Gewalt und Zerstörung zu den 
erforderlichen Lösungen beiträgt. Wir sind der Meinung, daß 
diese Auffassung auch von unserem portugiesischen Partner so 
verstanden wird. 


3. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch entspre- 
chende Richtlinien zu veranlassen, daß die 
deutschen Namen von Städten und Gemeinden 
aus den Vertreibungsgebieten im Sprachge- 
brauch der Bundesrepublik Deutschland erhal- 
ten bleiben und nicht durch anderssprachige 
Namen ersetzt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1973 

Durch Beschluß des Bundeskabinetts vom 30. Juni 1971 sind die 
bis dahin bestehenden Bezeichnungs- und Kartenrichtlinien der 
Bundesregierung aufgehoben worden. Maßgeblicher Grund für 
die Aufhebung der Richtlinien war die Überzeugung der Bundes- 
regierung, daß die Reglementierung des Sprachgebrauchs kein 
geeignetes politisches Mittel darstellt. An dieser Überzeugung 
hält die Bundesregierung fest. 

Die Bundesregierung geht im übrigen davon aus, daß bei Bezeich- 
nung von Orten östlich der durch die Oder-Neiße-Linie gebilde- 
ten Westgrenze Polens in der Regel die überlieferten und her- 
kömmlichen Namen verwendet werden, die als lebende Bestand- 
teile der deutschen Sprache anerkannt sind. Dies würde den 
Richtlinien entsprechen, welche von den Delegationen der Bun- 
desrepublik Deutschland, Österreich und der Schweiz für die 
2. UN-Konferenz zur Standardisierung geographischer Namen im 
Mai 1972 in London erarbeitet und den dort definierten interna- 
tionalen Grundsätzen zugrundegelegt wurden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter 

Walther 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Aus- 
übung des Motorflugsports wegen der laufend 
zunehmenden Zahl von Sportflugzeugen, de- 
ren geringer Flughöhe und Fluggeschwindig- 
keit sowie des relativ starken Motorlärms zu 
einer ständig zunehmenden Belästigung der 
Bevölkerung, insbesondere in vielen Erho- 
lungsgebieten der Bundesrepublik Deutschland 
führt? 


5. Abgeordneter Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
Walther ergreifen, um die Bevölkerung vor dem aus 

(SPD) der Ausübung des Motorflugsports herrühren- 

den, ständig zunehmenden Lärm zu schützen? 
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Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 24 , August 1973 

Ihre Fragen bantworte ich im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verkehr wie folgt: 

1. Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Zunahme des 
Motorflugsports zu einer vermehrten Belastung der Bevölke- 
rung durch Fluglärm geführt hat. Sie hat in ihrem Umwelt- 
programm festgestellt, daß sich im zivilen Bereich der Flug- 
lärm besonders belastend u. a. durch niedrig fliegende Sport- 
flugzeuge auswirkt. 

2. Die Bundesregierung hat im Umweltprogramm angekündigt, 
.sie werde im Rahmen der luftrechtlichen Vorschriften darauf 
hinwirken, daß die Möglichkeiten für eine zeitliche Beschrän- 
kung des Motorflugsports durch die zuständigen Bundes- und 
Landesbehörden unter Berücksichtigung der jeweiligen ört- 
lichen und technischen Verhältnisse weiter ausgeschöpft wer- 
den. Zur Zeit wird von ihr im Benehmen mit den beteiligten 
Stellen geprüft, wie diese Aufgaben am zweckmäßigsten 
erfüllt werden können, insbesondere ob es des Erlasses einer 
Rechtsverordnung auf Bundesebene bedarf und gegebenen- 
falls in welchem Umfang. 

Unabhängig hiervon hat die Bundesregierung bereits Maß- 
nahmen getroffen, um die Lärmbelästigungen durch Sport- 
und andere Leichtflugzeuge an der Quelle zu mindern. Für 
Propellerflugz^euge bis 5700 kg Höchstgewicht und für Motor- 
segler sind gemäß der Bekanntmachung des Luftfahrt-Bundes- 
amts vom 12. April 1972 (L — 606.4/72) Emissionsgrenz- 
werte festgelegt worden. Musterzulassungei> und unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch Verkehrszulassungen kön- 
nen künftig nur noch erfolgen, wenn nachgewiesen wird, 
daß diese Grenzwerte eingehalten werden. Die Burudesregie- 
rung beabsichtigt, in einer Rechtsverordnung noch weiterge- 
hende Maßnahmen über Emis&ionsbegrenzungen vorzusehen. 
In einer solchen Regelung dürfte ein wesentlicher Beitrag zur 
Minderung der Lärmbelästigungen durch die genannten Flug- 
zeuge gesehen werden. 


6. Abgeordneter 

Dr. Hirsdi 

(FDP) 


Hält die Bundesregierung angesichts der Tat- 
sache, daß zur Zeit etwa 2,3 Millionen Aus- 
länder in der Bundesrepublik Deutschland be- 
schäftigt sind, es für erforderlich, daß Rechts- 
mittelbelehrung für Ausländer in den jewei- 
ligen Landessprachen oder jedenfalls in den 
wichtigen Landessprachen erteilt werden? 


7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Verwal- 
Dr. Hirsch tungsvorschriften zum Vollzug des Ausländer- 

(FDP) gesetzes entsprechend zu ändern? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 20. August 1973 

Auch ich halte es für zweckmäßig, dem Anliegen, die Ausländer 
im Sinn Ihrer Anregung über die ihnen zustehenden Rechtsbe- 
helfe zu informierren, auf dem Wege über die allgemeine Ver- 
waltungsvorschrift zum Ausländergesetz Rechnung zu tragen. 
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Diese Vorschrift sieht bereits (in. Nummer 39 zu § 21 AuslG) 
vor, daß Ausländer bei der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
ein Merkblatt in einer der vorwiegend in Betracht kommenden 
Fremdsprachen und in Deutsch ausgehändig wird. Dementspre- 
chend werden schon jetzt zweisprachige Merkblätter heraus- 
gegeben, die über die wesentlichen ausländerrechtlichen Rege- 
lungen informieren. 

Ich beabsichtige, das Merkblatt um Hinweise auf Rechtsbehelfe 
zu ergänzen, und werde mich wegen der Abstimmung der Einzel- 
heiten mit den für die Ausführung des Ausländergesetzes zu- 
ständigen Ländern in Verbindung setzen. 

Auf diese Weise würde sichergestellt, daß die Ausländer über 
die ihnen zur Verfügung stehenden Rechtsbehelfe auf dem Ge- 
biet des Ausländerwesens unterrichtet werden, ohne daß das 
Prinzip, daß die Gerichts- und die Amtssprache deutsch sind, 
durchbrochen werden müßte. Dieser Grundsatz, dessen ausdrück- 
liche Normierung für das gerichtliche Verfahren bereits in § 184 
des Gerichtsverfassungsgesetzes enthalten und für das Verwal- 
tungsverfahren in § 19 des Entwurfs eines Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes vorgesehen ist, würde in vielfältiger Hinsicht be- 
rührt, wenn für den einzelnen Verwaltungsakt die Erteilung 
fremdsprachiger Rechtsbehelfsbelehrungen vorgeschrieben wür- 
de. Eine solche Regelung würde die Frage aufwerfen, ob sie 
n'icht auf alle Venwaltungsmaterien und auch auf das gericht- 
liche Verfahren erstreckt werden müßte. Eine Beschränkung der 
fremdsprachigen Einzelbelehrungen auf die wichtigsten Sprachen 
und Schriften, die aus Gründen der Praktikabilität geboten wäre, 
müßte im Hinblick auf den Grundsatz der Gleichbehandlung 
problematisch erscheinen. Schließlich wäre zu fragen, ob nicht 
auch der angegriffene Verwaltungsakt selbst übersetzt werden 
müßte, weil die Übersetzung lediglich der Rechtsbehelfsbeleh- 
rung keine ausreichende Hilfe bietet oder eine solche Belehrung, 
wie z. B. bei Allgemeinverfügungen, nicht stattfindet. Diese 
kaum überwindbaren Schwierigkeiten werden bei der oben be- 
zeichneten Lösung vermieden. 


8, Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen sind bisher zur Durchfüh- 
rung der Konvention vom 14. Mai 1954 zum 
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Kon- 
flikten getroffen worden, nach welchen Grund- 
sätzen und auf welche Weise werden die ein- 
zelnen Schutzobjekte auch zur Gewährung des 
Sonderschutzes ausgewählt und gekennzeich- 
net? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 20. August 1973 

Die Bundesrepublik Deutschland ist der Haager Konvention zum 
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 14. Mai 
1954 mit Wirkung vom 11. November 1967 beigetreten. Sie ist 
seither gemäß Artikel 3 der Konvention verpflichtet, wertvolles 
bewegliches und unbewegliches Kulturgut im Sinne des Arti- 
kels 1 der Konvention, das sich auf dem Gebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland befindet, gegen Entwendung, Beschädigung 
und Zerstörung bei bewaffneten Konflikten wirksam zu schützen, 
und diesen Schutz in Friedenszeiten vorzubereiten. 
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Im Hinblidc auf die erheblichen Kosten der praktischen Verwirk- 
lidiung der Haager Konvention unid die Notwendigkeit, den Auf- 
bau eines umfassenden Kulturgutsdiutz-Systems gemeinsam mit 
den Bundesländern detailliert und praxisnah zu planen, hat sich 
die Bundesrepublik Deutschland zunächst darauf beschränkt, 
ihren Verpflichtungen aus der Konvention in solchen Teilberei- 
chen nachzukommen, die wegen ihrer fachlichen Besonderheit 
vorweg abgegrenzt und erfüllt werden konnten. 

So wurde im Rahmen der Sicherungspflicht nach Artikel 3 der 
Konvention unverzüglich mit der Sicherungsverfilmung wichtiger 
Archivalien des Bundes und der Länder begonnen. Bis Jahres- 
ende 1972 sind rund 170 Millionen Mikrofilmaufnahmen herge- 
stellt worden. Zur Einlagerung dieser Aufnahmen ist als zentra- 
ler Bergungsort ein früherer Bergwerksstollen hergerichtet wor- 
den, der Ende 1973 bezugsiertig sein wird und unter Sonderschutz 
der UNESCO (Artikel 8 der Konvention) gestellt werden soll. 
Die Bundesrepublik Deutschland dürfte damit auf dem Gebiet 
der Sicherungsverfilmung führend sein. 

Weiter kam die Bundesrepublik Deutschland sämtlichen Ver- 
pflichtungen aus der Konvention nach, die ohne größeren Kosten- 
aufwand erfüllt werden konnten. Dazu gehörten: 

die Einführung von Bestimmungen über die Einhaltung der Kcjn- 
vention in die militärischen Dienstvorschriften der Bundeswehr 
(u. a. ZDv 15/3; 15/9; 15/10; 15/20), die Bereitstellung militäri- 
schen Fachpersonals bei den Wehrbereichskommandos und die 
Unterrichtung der Angehörigen der Bundeswehr über die Grund- 
züge und die Bedeutung der Konvention in Wort, Schrift und 
BIM (u. a, durch Merkblätter, Plakate, Diapositive und neuer- 
dings auch Filme) gemäß Artikel 7 und 25 der Konvetion; 

die Vorbereitung eines Völkerrechtsschutzgesetzes zur strafrecht- 
lichen Ahndung von Verstößen gegen die Konvention (Artikel 28 
der Konvention); 

die Verbreitung des Wortlauts und der Grundgedanken der 
Konvention in der Bevölkerung mit Hilfe von Textdrucken und 
Presseinformationen (Artikel 25 der Konvention); 

die Benennung von zwei Persönlichkeiten aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland für das Amt eines Generalkommissars für 
Kulturgut (Artikel 1 der Ausführungsbestimmungen zur Kon- 
vention). 

Nachdem durch eine Änderung des Ratifikationsgesetzes zur 
Haager Konvention im August 1971 klargestellt wurde, daß die 
Maßnahmen zur praktischen Verwirklichung der Haager Konven- 
tion in der Bundesrepublik Deutschland nunmehr auf Kosten 
und im Auftrag des Bundes von den Ländern durchgeführt wer- 
den, konnten auch die übrigen nach der Konvention erforder- 
lichen Maßnahmen eingeleitet werden. 

Unter Berücksichtigung der insbesondere in den Niederlanden, 
in Österreich und der Schweiz gesammelten praktischen Erfah- 
rungen hat das Bundesministerium des Innern gemeinsam mit 
dem Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz und im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Verteidigung und den 
Kultusministerien der Länder einen 10-Jahres-Plan erarbeitet, 
der bis zum Jahre 1983 verwirklicht werden und die pragmatische 
Grundlage der Ausführungsbestimmungen sein soll, die nunmehr 
zum Ratifikationsgesetz zur Haager Konvention ergehen sollen. 
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Der Plan sieht in aufeinander abge stimmten Stufen vor: 

a) Erfassung und Bewertung der in Frage kommenden Sdiutz- 
objekte (Artikel 1 der Konvention), Kennzeichnung der aus- 
gewählten schutzwürdigen Objekte (Artikel 6), Herstellung 
und Verbreitung einer Kulturgutkarte der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlins (West) nach schweizerischem Vor- 
bild; 

b) Verarbeitung der gesammelten Daten über die Schutzobjekte 
in Verbindung mit der photogrammetrisdien Bestandsauf- 
nahme geschützter Bauwerke; 

c) Bau und Ausbau von regionalen oder lokalen Schutzräumen 
für geschützte bewegliche Objekte und Vorbereitung von 
Schutz Vorkehrungen für geschützte Bauwerke; 

d) Aufstellung und Ausbildung des für den Schutz an Ort und 
Stelle, regional und überregional verantwortlichen Kultur- 
gutschutzpersonals (Artikel 7 Abs. 2, 15 der Konvention). 

Mit der Erfassung des schutzwürdigen Kulturguts ist bereits be- 
gonnen worden. Sie wird in Kürze abgeschlossen sein. 

Bei der Erfassung und der anschließenden Bewertung und Aus- 
wahl der Schutzobjekte wird wie folgt verfahren werden: 

Die Kultusministerien der Länder stellen im Zusammenwirken 
mdt den sachkundigen nachgeordneten Behörden (z. B. Landes- 
denkmalämter, staatliche Archivverwaltungen) Verzeichnisse 
der Objekte auf, die sie für schutzwürdig i. S. des Artikels 1 der 
Konvention halten. Die Verzeichnisse werden nach einheitlichen 
Bewertungsmaßstäben koordiniert. Kulturgut von nur lokaler 
oder regionaler Bedeutung wird ausgeschieden. Militärische 
Belange werden mit in Betracht gezogen. Die ausgewählten 
Schutzobjekte werden nach Abschluß der Bewertung bundesein- 
heitlich gekennzeichnet. Das wird in Friedenszeiten durch die 
Anbringung des in Artikeln 6 und 16 der Konvention vorgesehe- 
nen Kulturgutkennzeichens geschehen. Im Falle des bewaffneten 
Konfliktes werden für größere Objekte zusätzliche, größere 
Ausfertigungen des Kennzeichens bereitstehen. 

Voraussetzung für die Gewährung des Sonder Schutzes i. S. des 
Artikels 8 der Konvention und damit für die entsprechende 
Kennzeichnung ist u. a., daß Kulturgut „von sehr hoher Bedeu- 
tung" zu schützen ist. Der Generaldirektor der UNESCO hat bis- 
her insoweit einen außerordentlich strengen Maßstab angelegt. 
Nach den im Bundesministerium des Innern vorliegenden Infor- 
mationen siind bisher nur die Vatikanstadt und fünf zentrale 
Bergungsorte für bewegliche Kulturgüter in den Niederlanden 
unter Sonderschutz gestellt worden. Es kann zur Zeit noch nicht 
gesagt werden, welche Objekte in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlin (West), außer dem bereits genannten zentralen 
Bergungsort für Sicherungsfilme, nach diesem strengen Maßstab 
für den Sonder schütz in Frage kommen. 


9. Abgeordneter Inwieweit wird eine Gefährdung des zu schüt- 
Dr. Schneider zenden Kulturguts durch die Vorbereitung von 

(CDU/CSU) Verteidigungsmaßnahmen ausgeschlossen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 20. August 1973 

Eine Gefährdung schutzwürdigen Kulturguts durch die Vorbe- 
reitung von Verteidigungsmaßnahmen kann nicht völlig ausge- 
schlossen werden. 
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Nach Artikel 4 Abs. 1 der Konvention ist es den Vertrags- 
parteien zwar untersagt, das schutzwürdige Kulturgut und seine 
unmittelbare Umgebung sowie die zu seinem Schutz bestimmten 
Einrichtungen „für Zwecke zu benutzen, die es im Falle bewaff- 
neter Konflikte der Vernichtung oder Beschädigung aussetzen 
könnten''. 

Dieses Verbot ist jedoch nach Artikel 4 Abs. 2 der Konvention 
in denjenigen Fällen nicht bindend, „in denen die militärische 
Notwendigkeit dies zwingend erfordert". 

Es ist also denkbar, daß im Binzelfall eine schon jetzt bestehende 
zwingende militärische Notwendigkeit Vorrang vor dem ange- 
strebten Schutz des betroffenen Kulturguts hat. 

Andererseits is.t Artikel 4 Abs. 2 jedoch schon vom Wortlaut her 
als strikte Ausnahme von der allgemeinen Regel der Artikels 4 
Abs. 1 anzusehen. Eine exzessive praktische Anwendung dieser 
Ausnahmeregelung erscheint deshalb ausgeschlossen. Der bis- 
herige Verlauf entsprechender Gespräche zwischen dem Bundes- 
ministeri'Um des Innern und dem Bundesministerium der Vertei- 
digung hat keinen Anlaß zu abweichenden Annahmen gegeben. 
Nach Abschluß der Erfassung und Bewertung der Schutzobjekte 
werden streitige Einzelfälle vom Bundesministerium des Innern 
und der Arbeitsgruppe Haager Konvention der Ständigen Konfe- 
renz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem Bundesministerium der Verteidigung er- 
örtert werden. 


10. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Welche Schritte sind bisher im Genehmigungs- 
verfahren für ein Kernkraftwerk bei Grafen- 
rheinfeld, Landkreis Schweinfurt, erfolgt, und 
wie beurteilt die Bundesregierung grundsätz- 
lich die Frage der Errichtung eines Atom- 
reaktors im Weichbild der Kugellagerstadt 
Schweinfurt? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 16. August 1973 


Die Bayemwerk AG, München, hat am 7. Juni 1973 bei der zu- 
ständigen atomrechtlichen Genehmigungsbehörde, dem Bayeri- 
schen Staatsministerium für Landesentwicklung und Umwelt- 
fragen, die Genehmigung nach § 7 des Atomgesetzes für die 
Errichtung und den Betrieb des ersten Blocks eines Kernkraft- 
werks in der Gemarkung Grafenrheinfeld, Landkreis Schweinfurt, 
beantragt. 

Hauptbestandteil der nuklearen Dampferzeugungsanlage des 
Kernkraftwerks soll ein KWU-Druckwasserreaktor mit einer 
thermischen Nennleistung von 3760 MW, entsprechend einer 
elektrischen Blockleistung von 1300 MW brutto, sein. 

Bei der zuständigen höheren Landesplanungsbehörde wurde am 
17. Januar 1972 Antrag auf Durchführung eines Raumordnungs- 
verfahrens gestellt. Das wasserrechtliche Verfahren für die Kühi- 
wasserversorgung wurde am 4. Februar 1972 eingeleitet; die 
Anzeige gemäß § 4 des Energiewirtschaftsgesetzes erfolgte am 
13. Februar 1973. 
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Im Rahmen meiner Zuständigkeit für die Rechts- und Zweck- 
mäßigkeitsaufsicht über die atomrechtlichen Genehmigungsbe- 
hörden der Länder bin ich am Genehmigungsverfahren beteiligt 
und habe den Antrag und die bisher vorliegenden Antragsunter- 
lagen erhalten. Von meiner Seite wurden bisher die in ihren 
Zuständigkeitsbereichen berührten Behörden des Bundes am 
Genehmigungsverfahren beteiligt. Die Genehmigungsbehörde des 
Landes Bayern hat bisher den Technischen Überwachungsverein 
Bayern e. V. mit der sicherheitstechnischen Begutachtung und den 
Deutschen Wetterdienst mit der Beurteilung des Standorts aus 
meteorologischer Sicht beauftragt. 

Die Beteiligung der in ihren Zuständigkeitsbereichen berührten 
Behörden des Landes, der Gemeinden und der sonstigen Gebiets- 
körperschaften, die Einholung einer Reihe weiterer Gutachten 
und Stellungnahmen sowie die Öffentliche Bekanntmachung, die 
Auslegung der Antragsunterlagen und die Erörterung eventuell 
erhobener Einwände gegen das Kernkraftwerksprojekt werden 
erst noch erfolgen. 

Die Nähe zur Stadt Schweinfurt und die benachbarten Natur- und 
Landschaftsschutzgebiete sind Fakten, die einer sehr sorgfältigen 
Prüfung bedürfen. Bei der Beurteilung von Kernkraftwerkstand- 
orten muß eine Vielzahl von Aspekten berücksichtigt werden. 
Die Bundesregierung will den Ergebnissen des gerade erst ange- 
laufenen Genehmigungsverfahrens nicht vorgreifen. Für eine 
konkrete Aussage zum Standort Grafenrheinfeld müssen erst die 
Stellungnahmen der beteiligten Behörden und der zugezogenen 
sachverständigen Gutachter- und Beratungsgremien vorliegen 
sowie die Prüfungen der Genehmigungsbehörden und des Bun- 
desinnenministeriums abgeschlossen sein. 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, wenn nicht durch die Auflage neuer 
Olympiamarken, die Deutsche Sporthilfe finan- 
ziell wirksam zu unterstützen, damit es dieser 
Organisation auch künftig möglich ist, ihre 
Arbeit, die als Sozialwerk des deutschen 
Sports verstanden werden muß, im nötigen 
Umfang fortzusetzen, nachdem die Deutsche 
Sporthilfe auf die finanzielle Unterstützung 
durch die „Stiftung zur Förderung der Olym- 
pischen Spiele"' verzichten muß? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. August 1973 

Ich teile Ihre Auffassung, daß es der Stifung Deutsche Sporthilfe 
auch künftig möglich sein muß, ihre Arbeit im nötigen Umfang 
fortzusetzen. Im Jahr 1973 stehen der Stiftung ausreichende Mit- 
tel zur Verfügung, da ihr neben Einkünften aus Spenden und 
Werbung 10 v. H. des Zweckertrags, der Lotterie „Glücksspirale" 
(das sind 3,9 Millionen DM) zufließen und sie auf Rücklagen zu- 
rückgreifen kann, die in den vergangenen Jahren gebildet wor- 
den sind. 

Die Verhandlungen über die Ausgabe neuer Zuschlagsmarken 
zugunsten der Deutschen Sporthilfe sind noch nicht abgeschlossen. 
Vom Ausgang dieser Gespräche ist es weitgehend abhängig, ob 
und inwieweit eine finanzielle Unterstützung durch die Bundes- 
regierung in den kommenden Jahren erforderlich ist. 


11. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 
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Ich bitte Sie deshalb um Verständnis für meine Auffassung, daß 
zunächst der Ausgang der laufenden Gespräche, in denen ich 
mich für eine beschleunigte positive Entscheidung einsetzen 
werde, abgewartet werden sollte. 


12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Ewen schwierige Frage der Standortfindung für 

(SPD) Kernkraftwerke durch neue amerikanische 

Techniken erleichtert werden kann, nach denen 
künftig die Möglichkeit realisierbar erscheint, 
in den Küstengewässern schwimmende Kern- 
kraftwerke zu errichten, und ist die Bundes- 
regierung bereit, gegebenenfalls durch finan- 
zielle Zuschüsse an Energieversorgungsunter- 
nehmen auch die bundesdeutschen Küstenge- 
gewässer als Standort für Kernkraftwerke 
nutzbar zu machen, nachdem die Ansiedlung 
derartiger Anlagen an den Unterläufen von 
Elbe, Weser und Ems durch die Aufheizung 
des Wassers immer umstrittener wird? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 12. September 1973 

Die Bundesregierung verfolgt mit Interesse die amerikanischen 
Pläne, Kernkraftwerke vor der Küste auf schwimmenden Platt- 
formen zu errichten. 

In den USA erhofft man sich davon eine Lösung des, zunehmend 
schwieriger werdenden Problems, geeignete Standorte für Kraft- 
werke an Land ausfindig zu machen. Weitere Vorteile werden in 
der Möglichkeit gesehen, die Fertigung solcher schwimmender 
Kraftwerksinseln sowie deren Genehmigung weitgehend zu 
standardisieren. Heftig diskutiert werden aber auch die Schwie- 
rigkeiten im technischen Bereich; der erforderliche Schutz der An- 
lagen vor Stürmen und Schiffskollisionen, der Energietransport 
über Seekabel und im Umweltbereich die Auswirkungen einer 
Aufwärmung des Meerwassers. Die Situation für solche schwim- 
menden Kernkraftwerke vor den deutschen Küsten ist ungün- 
stiger als in den USA. Dort ist eine ausreichende Wassertiefe an 
langen Küstenstreifen vorhanden, und fast die Hälfte des Elek- 
trizitätsbedarfs fällt in einem nur wenige hundert Kilometer 
breiten Küstenstreifen an. Vor den deutschen Küsten hingegen 
sind kaum ausreichende Wassertiefen vorhanden, weder inner- 
halb der Dreimeilenzone, welche aus genehmigungs.technischen 
Gründen vorzuziehen wäre, noch in den außerhalb gelegenen 
internationalen Gewässern. Dies und weitere Nachteile, wie die 
Gezeitenwirkung (wodurch die Wassermassen häufig zwar hin 
und her bewegt werden, aber nicht ständig abströmen), Konzen- 
trierung der Schiffahrt auf die wenigen Gebiete mit größeren 
Wassertiefen sowie die größeren Entfernungen zu den Energie- 
verbrauchszentren, reduzieren die Aussichten einer Nutzung der 
deutschen Küstengewässer als Standorte für schwimmende Kern- 
kraftwerke. 

Es laufen jedoch bereits seit einem halben Jahr Vorbereitungen 
für eine genaue Untersuchung der Möglichkeiten solcher Kern- 
kraftwerksinseln vor der deutschen Küste in Abstimmung zwi- 
schen der Gesellschaft für Kernenergieverwertung in Schiffbau 
und Schiffahrt mbH und der Kraftwerk Union AG. 
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Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft besitzen verschiedene 
Partnerländer ausgedehnte Küstenstriche, die als Standorte für 
schwimmende Kernkraftwerksinseln, aber auch für Anlagen an 
der Küste selbst sehr viel günstigere Voraussetzungen mitbrin- 
gen, als dies offenbar in der Bundesrepublik Deutschland der 
Fall ist, so zum Beispiel Frankreich, Großbritaninien oder Nor- 
wegen. Nach Schaffung der technischen Voraussetzungen — ins- 
besondere eines wirtschaftlichen und sicheren Tranports großer 
Energiemengen über weite Strecken — darf die dichtbesiedelte 
Bundesrepublik Deutschland diese Möglichkeit nicht außeracht 
lassen. In diesem Fall wären im Rahmen eines europäischen 
Energie- und Standortkonzepts entsprechende Abkommen anzu- 
streben. 

Die Bundesregierung wird ferner in den Ende des Jahres ge- 
planten Gesprächen mit der amerikanischen Atomenergiekom- 
mission auch Probleme der Standortwahl für Kernkraftwerke 
behandeln und dabei Gelegenheit haben, die Ansicht der ameri- 
kanischen Genehmigungsbehörde zum Thema der schwimmenden 
Kernkraftwerksinseln zu hören. 

Finanzielle Zuschüsse an Energieversorgungsunternehmen mit 
dem Ziel, dadurch Standorte in Küstengewässern nutzbar zu 
machen, sind von der Bundesregierung nicht vorgesehen. Die 
Bundeslegierung fördert dagegen Entwicklungen, welche die 
Energieversorgungsunternehmen selbst in die Lage versetzen 
sollen, den ständig wachsenden Energiebedarf ausreichend, wirt- 
schaftlich, sicher und umweltfreundlich zu decken. 


13. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung als frühe- 
rer Konsortialpartner die Probleme bei der 
Vermietung der Wohnungen der ehemaligen 
olympischen Dörfer in München und Kiel, der 
Schäden am Zeltdach des Olympiastadions, 
der Schwimmhalle und der unzureichenden 
Nutzung der Reitsfadien in Riem und der 
OlympiasporthalLe wegen offenbar zu hoher 
Benutzungskosten? 


14. Abgeordneter 

Wende 


(SPD) 


Wo liegen nach Meinung der Bundesregierung 
die Gründe dafür, daß bei der Planung der 
olympischen Anlagen nachdrücklich versichert 
wurde, die Einrichtungen würden so gebaut, 
daß sie vor allem den Benutzungserforder- 
nissen nach den Olympischen Spielen 1972 
entsprechen, die tatsächlichen Gegebenheiten 
heute jedoch vielfach anders sind? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. August 1973 

1. Das Olympische Dorf der Männer in München und das Olym- 
sche Dorf in Kiel sind von privaten Bauträgern errichtet 
worden. Die Räume sind während der olympischen Spiele 
vom Organisationskomitee für die Spiele der XX. Olympiade 
München 1972 lediglich angemietet worden. Die Bundesregie- 
rung kann daher auf den Verkauf und die Vermietung der 
Wohnungen keinen Einfluß nehmen. 
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Das Olympische Dorf der Frauen in München ist vom Studen- 
tenwerk München als Studentenwohnheim errichtet worden. 
Es wurde unmittelbar im Anschluß an die Spiele voll belegt. 


2. Die Schäden an den untergehängten Decken von Sporthalle 
und Schwimmhalle bestehen darin, daß in dem Isolationsma- 
terial unter dem Einfluß von Sonneneinstrahlung 

— eine Braunfärbung eingetreten ist, die die Lichtdurchlässig- 
keit erheblich herabsetzte, 

— eine Schrumpfung in horizontaler und vertikaler Richtung 
auf getreten ist, die eine beträchtliche Verminderung der 
geforderten Lsolierwirkung zur Folge hatte. 


2.1 Bei der Auftragserteilung hat die Olympia-Baugesell- 
schaft mit der Herstellerfirma u. a. folgende Vereinba- 
rung getroffen: 

„Durch Belüftung wird sichergestellt, daß die Temperatur 
im Hohlraum auch bei extrem hohen Außentemperatu- 
ren und intensiver Sonneneinstrahlung 60® C nicht über- 
schreitet" 

Zwischen Olympia-Baugesellschaft und Herstellenfirma 
ist streitig 

— ob die vorgenannte Temperatur auch die Grenze für 
idie Gewährleistung dar stellt und 

— ob die geforderte Beständigkeit gegen 60® G sich auf 
die Materialtemperatur bezieht oder auf die Tempera- 
tur der Luft zwischen Glasdach und untergehängten 
Decken; das Material müßte im letztgenannten Fall 
gegen wesentlich höhere Temperaturen beständig 
sein, weil sich die Materialtemperatur eines Gegen- 
stands, der direkter Sonneneinstrahlung unter Plexi- 
glas ausgesetzt ist, höher einstellt als die Temperatur 
der ihn umgebenden Luft. 


2.2 Zur Vermeidung einer langwierigen gerichtlichen Aus- 
einandersetzung mit unsicheren Erfolgsaussichten werden 
s,elt geraumer Zeit Vergleichsverhandlungen zwischen 
der Olympia-Baugesellschaft und der Herstellerfirma 
geführt. Als technische Möglichkeit für die Beseitigung 
der Schäden kommt nach derzeitigem Stand die Aufbrin- 
gung von Z'Usätzlichen Isoliermatten auf die Oberseite 
der untergehängten Decken in Betracht. Das Material der 
neu aufzubringenden Isoliermatten wird in Kürze dem 
vorgeschriebenen Brandversuch unterzogen. Im Falle 
seines positiven Verlaufs ist mit dem Abschluß eines 
Vergleichs auf folgender Grundlage zu rechnen: 

a) Die Herstellerfirma beseitigt die Schäden an den 
untergehängten Decken von Sporthalle und Schwimm- 
halle nach der vorgenannten Methode und über- 
nimmt die volle Gewährleistung. 

b) Die Olympia-Baugesellschaft beteiligt sich mit einem 
— noch festzusetzenden — Betrag unter 1 Million DM 
an den Reparaturkosten. 
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3. Die olympiabedingten Anlagen sind gern. Artikel 1 1 des Kon- 
sortialvertrags über den Bau und die Finanzierung der Sport- 
anlagen und Einriditungen für die Olympischen Spiele 1972 in 
München vom 10. Juli 1967 in der Fassung vom 29. Juni 1972 
von der Landeshauptstadt München, dem Freistaat Bayern 
und von anderen Trägern übernommen worden. Da der Bund 
in keinem Falle Träger ist, hat die Bundesregierung nicht die 
Möglichkeit, unmittelbar auf die Festsetzung der Benutzungs- 
gebühren für die Anlagen Einfluß zu nehmen. 


3.1 Trägerin der Olympia-Sporthalle ist die Landeshauptstadt 
München. Die Münchener Olympiapark GmbH — die die 
Sporthalle verwaltet — hat auf Anfrage mitgeteilt, daß 
die Benutzungsentgelte für die Sporthalle sich an den 
im Bundesgebiet üblichen Sätzen orientieren. Die Mehr- 
belastung gegenüber vergleichbaren anderen Sportanla- 
lagen ergebe sich nicht aus den Mietsätzen, sondern aus 
den hohen Kosten für Strom, Heizung und Lüftung, die 
durch den technischen Ausstattungsgrad der Anlage be- 
dingt seien. 

3.2 Träger des Reitstadions Riem ist der Freistaat Bayern. 
Das Bayerische Staatsministerium der Finanzen hat mit- 
geteilt, daß die Ausrichtung von internationalen Reitver- 
anstaltungen einer verhältnismäßig langen Vorberei- 
tungszeit bedürfe, weil auf die Terminplanung der Spit- 
zenreiter Rücksicht genommen werden müsse und weil 
zunächst Mäzene gefunden werden müßten, die zur Aus- 
setzung von Preisen bereit seien. Das Veranstaltungs- 
programm werde jedoch im Jahr 1974 seinen vollen 
Umfang erreichen. 


4. Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffassung, daß bei 
der Planung der Olympiaanlagen ein ausgewogener Kompro- 
miß zwischen der Zweckbestimmung für die Olympischen 
Spiele und den Erfordernissen der nacholympischen Dauer- 
nutzung gefunden wurde. 


Ein Überblick über die Nutzung der Sportanlagen auf dem 
Oberwiesenfeld gibt die Aufstellung der Münchener Olym- 
piapark GmbH. 


Die übrigen Anlagen werden wie folgt genutzt: 


Ruder- und Kanuregattastrecke 
in Feldmoching/Ober, schleißheim 

Seglerzentrum Kiel/Schilksee 
Kanuslalomstrecke Augsburg 
Reitanlage Riem 


Leistungszentren 


Bayerische 

Reitakademie 


Schießanlage Hochbrück 

Baskettballhalle 

Ringerhalle 


Schießanlage 

des Bayerischen 

Sportschützenbundes 

Halle für Handball 
und Baskettball 
Messehalle 
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15. Abgeordneter 
Dr, Müller- 
Emmert 
(SPD) 


Wie hoch sind nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Kosten, die durch die Schäden 
an mehreren olympischen Sportanlagen in 
München (insbesondere am Zeltdach des Olym- 
piastadions und der Schwimmhalle) entstan- 
den sind, und wer ist für die Reparaturkosten 
verantwortlich? 


16. Abgeordneter 

Dr. Müller- 

Emmert 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, dar- 
auf hinzuwirken, daß die Benutzungsgebühren 
für die olympischen Sportstätten so festgesetzt 
werden, daß diese Sportanlagen — wie ur- 
sprünglich vorgesehen — vor allem von den 
Sportvereinen, Sportverbänden und auch von 
den nicht vereinsgebundenen Bürger uneinge- 
schränkt benutzt werden können? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. August 1973 


1. Schäden am „Zeltdach" 

Die Schäden an den untergehängten Decken von Sporthalle 
und Schwimmihalle bestehen darin, daß in dem Isolations- 
material unter dem Einfluß von Sonneneinstrahlung 

— eine Braunfärbung eingetreten ist, die die Lichtdurchläs- 
sigkeit erheblich herabsetzte, 

— eine Schrumpfung in horizontaler und vertikaler Richtung 
aufgetreten ist, die eine beträchtlich Verminderung der 
geforderten Isolierwirkung zur Folge hatte. 

1.1 Bei der Auftragserteilung hat die Olympia-Baugesell- 
schaft mit der Herstellerfirma u. a. folgende Vereinba- 
rung getroffen; 

„Durch Belüftung wird sichergestellt, daß die Tempera- 
tur im Hohlraum auch bei extrem hohen Außentempe- 
raturen und intensiver Sonneneinstrahlung 60® C nicht 
überschreitet". 

Zwischen Olympia-Baugesellschaft und Herstellerfirma 
ist streitig 

— ob die vorgenannte Temperatur auch die Grenze für 
die Gewährleistung darstellt und 

— ob die geforderte Beständigkeit gegen 60® C sich auf 
die Materialtemperatur bezieht oder auf die Tempera- 
tur der Luft zwischen Glasdach und untergehängten 
Decken; das Material müßte im letztgenannten Fall 
gegen wesentlich höhere Temperaturen beständig 
sedn, weil sich die Materialtemperatur eines Gegen- 
standes, der direkter Sonneneinstrahlung unter Plexi- 
glas ausgesetzt ist, höher einstellt als die Temperatur 
der ihn umgebenden Luft. 
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1.2 Zur Vermeidung einer langwierigen geriditlidien Aus- 
einandersetzung mit unsidieren Erfolgsaussichten wer- 
den seit geraumer Zeit Vergleichsverhandlungen zwi- 
schen der Olympia-Baugesellschaft und der Hersteller- 
firma geführt. Als technische Möglichkeit für die Beseiti- 
gung der Schäden kommt nach derzeitigem Stand die Auf- 
bringung von zusätzlichen Isoliermatten auf die Oberseite 
der untergehängten Decken in Betracht. Das Material der 
neu aufzubringenden Isoliermatten wird in Kürze dem 
vorgeschriebenen Brandversuch unterzogen. Im Falle 
seines positiven Verlaufs ist mit dem Abschluß eines 
Vergleichs auf folgender Grundlage zu rechnen: 

a) Die Herstellerfirma beseitigt die Schäden an den un- 
tergehängten Decken von Sporthalle und Schwimm- 
halle nach der vorgenannten Methode und übernimmt 
die volle Gewährleistung. 

b) Die Olympia-Baugesellschaft beteiligt sich mit einem 
— noch festzusetzenden — Betrag unter 1 Million DM 
an den Reparaturkosten. 


2. Sonstige Schäden 

Alle weiteren an den Olympiaanlagen — etwa am Dach des 
Reitstadions Riem — aufgetretenen Schäden sind nach Mit- 
teilung der Olympia-Baugesellschaft auf Baumängel zurück- 
zuführen. Ihre Beseitigung geht daher im Rahmen der Ge- 
währleistung voll zu Lasten der Herstellerfirmen. 


3. Benutzgungsbühren für die Olympiaanlagen 

Die olympiabedingten Anlagen sind gern. Artikel 1 1 des Kon- 
sortialvertrags über den Bau und die Finanzierung der Sport- 
anlagen und Einrichtungen für die Olympischen Spiele 1972 
in München vom 10. Juli 1967 in der Fassung vom 29. Juni 
1972 von der Landeshauptstadt München, dem Freistaat Bay- 
ern und von anderen Trägern übernommen worden. Da der 
Bund in keinem Falle Träger ist, hat die Bundesregierung 
nicht die Möglichkeit, unmittelbar auf die Festsetzung der 
Benutzungsgebühren für die Anlagen Einfluß zu nehmen. 

Die Münchener Olympiapark GmbH — die den überwiegen- 
den Teil der Olympiaanlagen verwaltet — hat auf Anfrage 
mitgeteilt, daß die Benutzungsentgelte für die Anlagen sich 
an den im Bundesgebiet üblichen Sätzen orientieren. Dies gilt 
insbesondere für die Anlagen, die sich — wie etwa die 
Schwimmhalle — ihrer Art nach für die Individualnutzung 
eignen. Die Mehrzahl der für die Olympischen Spiele errich- 
teten Sportstätten eignet sich allerdings wegen ihrer großen 
Kapazität und Ausstattung primär für sportliche Großveran- 
staltungen. Die Mehrbelastung gegenüber vergleichbaren an- 
deren Sportanlagen im Bundesgebiet ergibt sich aber auch 
hier nicht aus den Mietsätzen, sondern aus den hohen Kosten 
für Strom, Heizung und Lüftung, die durch den technischen 
Ausstattungsgrad der Anlagen bedingt sind. Nach Mitteilung 
der Münchener Olympiapark GmbH mußte jedoch wegen die- 
ser Kostenbelastung noch keine für die Olympischen Sport- 
stätten geeignete Veranstaltung ausf allen, weil der Bund, der 
Freistaat Bayern und die Landeshauptstadt München stets die 
erforderlichen Zuschüsse gewährt haben. 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


17. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


Wie wirkt sich die am 1. Januar 1973 in Kraft 
getretene Urheberrechtsnovelle für die betrof- 
fenen Künstler und Autoren aus, und hat die 
Bundesregierung Kenntnis, ob insbesondere 
die neuen Rechte aus § 26 des Urheberredits- 
gesetzes (Folgerecht) und § 27 des Urheber- 
rechtsgesetzes (Bibliotheksgroschen) die sozial- 
politische Zielsetzung der Verbesserung der 
Situation der Urheber erfüllen? 


Antwort des Pariamen tarisdien Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 31. August 1973 

Eine abschließende Beurteilung der Auswirkungen der am 
1. Januar 1973 in Kraft getretenen Urheberrecht&novelle für die 
betroffenen Künstler und Autoren ist noch nicht möglich. Sowohl 
hinsichtlich der Vergütung aus § 26 des Urheberrechtsgesetzes 
(Folgerecht) als auch hinsichtlich der Vergütung aus § 27 des 
Urheberrechtsgesetzes (Bibliothekstantieme) finden Verhand- 
lungen zwischen den in Betracht kommenden Verwertungs.gesell- 
schaften und Vertretern der Zahlungspflichtigen statt, die noch 
nicht abgeschlossen sind. Die Verhandlungen der Verwertungs- 
gesellschaft WORT und der Inkassostelle für urheberrechtliche 
Vervielfältigungs gebühren GmbH mit den Vertretern der Zah- 
lungspflichtigen Bibliotheksträger befassen sich insbesondere mit 
der Frage, wo und in welchem Umfange Stichprobenerhebungen 
durchgeführt werden, die im Weg der Hochrechnung die Grund- 
lage für eine angemessene Pauschalierung und die Ausschüttung 
des nicht sozialen Zwecken dienenden Teils der Vergütung an 
die einzelnen Urheber schaffen sollen. Auch die Verwertungs- 
gesellschaft BILD-KUNST verhandelt mit den Vertretern der 
betroffenen Kunsthändler über eine Pauschalierung der Vergü- 
tung aus § 26 des Urheberrechtsgesetzes. 

Sowohl die Verwertungsgesellschaft WORT als auch die Ver- 
wertungsgesellschaft BILD-KUNST haben dem Deutschen Patent- 
amt als Aufsichtsbehörde neue Satzungen vorgelegt, nach denen 
ein Teil der Vergütungen für die Altersversorgung der Autoren 
und bildenden Künstler und ihre soziale Sicherung zur Verfügung 
gestellt werden soll. Für die Altersversorgung will die Verwer- 
tungsgesellschaft WORT die Autorenversorgungswerk GmbH, 
die Verwertungsgesellschaft BILD-KUNST das in Gründung 
befindliche Sozialwerk bildender Künstler e. V, einschalten. 


18. Abgeordnete Ist gesichert, daß 50Vo der Bibliotheksabgabe 
Frau über die zuständige Verwertungsgesellschaft 

von Bothmer dem Autorenversorgungswerk zufließen? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 31. August 1973 

Die Verwertungsgesellschaft WORT hat ihre Satzung dahin ge- 
ändert, daß „von dem Aufkommen aus der Bibliotheksabgabe 
gemäß § 27 des Urheberrechtsgesetzes . . , nach Abzug einer 
Unkostenpauschale von lOVo die Hälfte einem Versorgungswerk 
für Autoren zugeführt'' wird. Die neue Satzung ist dem Deutschen 
Patentamt als Aufsichtbehörde eingereicht worden, das zur Zeit 
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gemeinsam mit den Vertretern der Verwertungsgesellschaft 
WORT prüft, welche Einflußmöglichkeiten der Verwertungsge- 
sellschaft WORT in der Autorenversorgungswerk GmbH, einer 
selbständigen juristischen Person, eingeräumt werden müssen, 
um sicherzustellen, daß die Einnahmen aus der Bibliotheksab- 
gabe unter Beachtung der Grundsätze des Gesetzes über die 
Wahrnehmung von Urheberrechten und verwandten Schutzredi- 
ten und unter der im Gesetz vorgesehenen staatlichen Aufsicht 
verwendet werden. 

über die Frage, wie die Inkassostelle für urheberrechtliche Ver- 
vielfältigungsgebühren GmbH, die die Rechte der wissenschaft- 
lichen Autoren aus § 27 des Urheberrechtsgesetzes voraussicht- 
lich wahrnehmen wird, einen Teil des Aufkommens aus der 
Bibliothekstantieme für soziale Zwecke einsetzt, ist noch nicht 
entschieden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


19. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die laut Pressemel- 
dung von Bundesminister Schmidt geäußerte 
Meinung, die wirtschafts-wissenschaftlichen 
Forschungsinstitute müßten endlich aufhören, 
sich mit Empfehlungen in die Wirtschafts- und 
Währungspolitik einznimi sehen, und ist daraus 
die Schlußfolgerung zu ziehen, daß wirtschafts- 
und währungspolitischer Sachverstand nur bei 
der Bundesregierung zu finden ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 27. August 1973 

Die Bundesregierung ist keineswegs der Meinung, daß wirt- 
schafts- und währungspolitischer Sachverstand nur bei ihr zu 
finden ist. Der Bundesminister der Finanzen hat auch keine 
Äußerung getan, die ihre Schlußfolgerung zuließe. 

Da öffentliche währungspolitische Äußerungen und Empfehlun- 
gen wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute große Be- 
achtung finden und ihnen bei der Bildung der internationalen 
öffentlichen Meinung — insbesondere auf den Devisenmärk- 
ten — erhebliches Gewicht zugemessen wird, können diese 
Institute in kritischen Marktsituationen einen hohen Einfluß 
ausüben, der sowohl ihre politische als auch ihre wirtschaftliche 
Verantwortlichkeit weit übersteigt. Dies war auch der Fall bei 
der zu Ihrer Frage Anlaß gebenden Äußerung eines Instituts, 
die eine Gegenäußerung herbeiführen mußte. 


20. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesministers der Finanzen, daß den wirt- 
schafts-wissenschaftlichen Forschungsinstituten 
öffentliche Mittel entzögen werden müßten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 27. August 1973 

Weder die Bundesregierung noch der Bundesminister der Finan- 
zen sind der Auffassung, daß den wirtschafts-wissenschaftlichen 
Forschungsinstituten öffentliche Mittel entzogen werden müßten, 
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insbesondere nicht deshalb, weil sie etwa z, T. die Wirtschafts- 
politik der Boindesregierung kritisierten, Kritik ertragen muß 
aber ebenso jede politische Opposition, auch auf seiten von 
Wissenschaftlern und Hochschullehrern, insbesondere in solchen 
Fällen, in denen sie zwar sich im Parlament nicht zu verant- 
worten braucht, wohl aber über staatliche Gutachteraufträge aus 
vom Parlament bereitgestellten Mitteln finanziert wird. 


21. Abgeordneter 

Dr, Dübber 


(SPD) 


Ist es richtig, daß sich das Berlinförderungs- 
gesetz zweckentfremdet für den Bau eines She- 
raton-Hotels in Spanien gebrauchen läßt, wie 
es in der „Berliner Stimme" vom 21. Juli 1973 
Über den Bau des Projekts „Wohnen am Kleist- 
park" durch die Firma Klingbeil auf dem Ge- 
lände des Berliner Sportpalastes dargelegt 
wird, und wenn ja, wie kann' das verhindert 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 15. August 1973 

Die Abschreibungsvergünstigungen des Berlinförderungsgeset- 
zes werden nur für Gebäude gewährt, die in Berlin (West) er- 
richtet werden. Die Inanspruchnahme dieser Vergünstigungen 
für Gebäude außerhalb von Berlin (West) ist deshalb ausge- 
schlossen. 


22. Abgeordneter 

Schmidhuber 


(CDU/CSU) 


Sind dem Bundesaufsichtsamt für das Kredit- 
wesen in den Jahren 1972 und 1973 Verstöße 
der Baukreditbank AG Düsseldorf gegen die 
sogenannten Kreditrichtsätze bekanntgewor- 
den? 


23. Abgeordneter Hat das Bundesaufsichtsamt für das Kredit- 
Schmidhuber wesen das einseitige Kredit- und Beteiligungs- 
(CDU/CSU) engagement der Baukreditbank AG Düssel- 

dorf beanstandet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 22. August 1973 

Die Bau-Kredit-Bank hat die für sie geltenden Grundsätze des 
Bundesaufsichtsamts für das Kreditwesen über die Angemessen- 
heit des Eigenkapitals und der Liquidität der Kreditinstitute in 
den Jahren 1972 und 1973 regelmäßig erfüllt. Allerdings hat die 
Bank minidestens seit 1971 die Vorschrift des § 13 Abs. 4 des 
Gesetzes über das Kreditwesen (KWG) verletzt, nach der der 
einzelne Großkredit — an ein Unternehmen oder an die in einem 
Konzern verbundenen Unternehmen — das haftende Eigenkapital 
nicht übersteigen soll. Als diese Tatsache dem Bundesaufsichts- 
amt für das Kreditwesen im Jahre 1971 bekannt wurde, betrugen 
die Kredite an die Kun-Baugruppe mehr als das Dreifache des 
haftenden Eigenkapitals der Bank. 
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über diesen Tatbestand ist das Bundesaufsichtsamt von der Bau- 
Kredit-Bank getäuscht worden, indem die Bank die Konzernbe- 
ziehungen zwischen den einzelnen Unternehmen der Kun-Gruppe 
dem Bundesaufsichtsamt gegenüber nicht offengelegt hat. Als 
das, Bundesaufsichtsamt die Verletzung des § 13 Abs. 4 KWG 
feststellte, war die Bau-KrediUBank bereits so stark bei der Kun- 
Gruppe engagiert, daß ihre Zukunft ohne Hilfe von außen von 
der finanziellen Entwicklung der Kun-Gruppe abhängig war. In- 
folge der Beanstandungen durch das Bundesaufsichtsamt mußte 
das zuständige Vorstandsmitglied aus der Bank ausscheiden. Das 
Bundesaufsichtsamt hat zur Rettung der Bank anschließend fol- 
gende Schritte unternommen: 

— Es wurde versucht, für die Kun-Gruppe eine andere Hausbank 
zu finden, um auf diese Weise die Bau-Kredit-^Bank von dem 
für sie zu großen Risiko der Kredite an die Kun-Gruppe zu 
befreien. 

— Als sich die Verhandlungen über ein Ausscheiden der Bau- 
Kredit-Bank als Hausbank der Kun-Gruppe hinzogen und das 
Gesamtengagement bei der Kun-Gruppe weiterhin steigende 
Tendenz hatte, wurde der Bank verboten, weitere Kredite an 
die Kun-Gruppe zu gewähren. 

— Den Aktionären der Bank hat das Bundesaufsichtsamt in wie- 
holten Verhandlungen nahegelegt, alles zu tun, um einen 
Liquidationsvergleich der Bank und den dadurch eintreten- 
den Verlust von Vertrauen in das Kreditwesen zu vermeiden. 
Diese Bemühungen hatten — offenbar weil keine Überein- 
stimmung unter den Aktionären zu erzielen war — keinen 
Erfolg. 

24. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Bundesministerium der 

Dr. Althammer Finanzen erwägt, die Steuerfreigrenzen bei der 
(CDU/CSU) Einkommensteuer zu erhöhen, und wie ver- 

einbart die Bundesregierung damit ihren in 
den „ Eckwerten'' vom Juni 1971 und den revi- 
dierten „Eckwerten" vom Oktober 1971 bekun- 
deten Willen, die Familienfreibeträige bei der 
Steuer völlig zu beseitigen? 

25. Abgeordneter Bedeutet die vom Bundesministerium der Fi- 

Dr. Althammer nanzen in Erwägung gezogene Erhöhung der 

(CDU/CSU) Freibeträge bei der Einkommensteuer,, daß 

auch eine Erhöhung der Kinderfreibeträge bei 
der Einkommensteuer zur Diskussion steht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 21. August 1973 

Die Bundesregierung hat in ihren Eckwertbeschlüssen vorgese- 
hen, das derzeitige Nebeneinander von Direktzahlungen und 
Steuerermäßigungen im Bereich des Kinderlastenausgleichs zu 
beseitigen und weitgehend durch ein einheitliches Ausgleichs- 
system mit ednkommensunabhängigen Entlastungsbeträgen vom 
ersten Kind an zu ersetzen. Mit diesem Vorhaben wird der vom 
Deutschen Bundestag am 28. März 1969 einstimmig gefaßten 
Entschließung Rechnung getragen, nach der durch eine Reform 
des Familienlastenausgleichs die steuerlichen Erleichterungen 
und die unmittelbaren Zahlungen zu einem einheitlichen, gerech- 
ten System zusammengefaßt werden sollen. An diesem Vorhaben 
hat sich nichts geändert. 
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Die Beantwortung der Frage, inwieweit steuerliche Entlastungen 
schon vor der Steuerreform in Betracht gezogen werden können, 
wird von der weiteren konjunkturellen Entwicklung abhängen. 


26. Abgeordneter 
Dr. Bedier 
(Pulladi) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch beläuft sich das verlorene National- 
vermögen der vertriebenen Deutschen aus den 
Gebieten hinter der Oder-Neiße-Linie, aus Po- 
len, aus der Tschechoslowakei und aus den 
Südoststaaten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 21. August 1973 

Die Erfassung und Bewertung des Nationalvermögens der ver- 
triebenen Deutschen wird weiter gefördert. Vor allem konnten 
bereits mit fortschreitender Entwicklung, der Schadensfeststellung 
nach dem Feststellungsgesetz und der Auswertung ihrer Ergeb- 
nisse wesentliche Fortschritte in bezug auf die Erfassung der 
Verluste natürlicher Personen erzielt werden. Daneben wurden 
laufend auch Erhebungen hinsichtlich der Schäden juristischer 
Personen und der öffentlichen Hand angestellt. Die Arbeiten 
haben sich jedoch bei der notwendigen Vertiefung der Nachfor- 
schungen als wesentlich schwieriger herausgestellt, als dies zu 
Beginn anzunehmen war. Hierbei muß in Betracht gezogen wer- 
den, daß Arbeitsergebnisse sowohl was die Richtigkeit als auch 
die Belegbarkeit des Zahlenmaterials betrifft, über grobe Schät- 
zungen und deren Hochrechnungen hinaus fundiert sein müssen. 
Es ist deshalb z. Z. nicht möglich, Ihre Frage zu beantworten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


27. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Stimmt es, daß sich die deutsche Lufthansa 
(74,3^0 des Aktienkapitals befinden sich in 
direktem Bundesbesitz, nur 17,9®/o werden von 
der Wirtschaft und Privaten gehalten) finan- 
ziell an Hotelbauten in der Bundesrepublik 
Deutschland beteiligt, wie hoch ist gegebenen- 
falls das finanzielle Engagement und was. sind 
die Gründe für diese Beteiligungen, da ja be- 
kanntlich durchweg Uberkapazitäten im Be- 
herbergungsgewerbe vorhanden sind? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 20. August 1973 

Es trifft zu, daß sich die Deutsche Lufthansa AG (DLH) an Hotel- 
projekten in der Bundesrepublik Deutschland beteiligt. Das. finan- 
zielle Engagement beträgt z. Z. rund 19 Millionen DM. Begründet 
ist dieses Engagement mit der Erhaltung der Wettbewerbsfähig- 
keit der DLH; es steht auch insoweit in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit dem Luftverkehrsgeschäft. Es hat sich nämlich 
allgemein die Notwendigkeit und Praxis gebildet, dem Flug- 
passagier neben der eigentlichen Beförderungsleistung gleichzei- 
tig auch die wesentlichen dazugehörigen Nebenleistungen, ins- 
besondere Unterkunft durch vertraglich abgesicherte Verfügbar- 
keit der DLH über bestimmte Bettenkontigente, si che rzu stellen. 
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Es ist Übrigens bemerkenswert, daß aus genau den gleichen 
Erwägungen viele bedeutende Luftverkehrsunternehmen anderer 
Staaten Träger von Hotelprojekten sind. 

Die Erweiterung ihres. Angebotes bringt der DLH erhebliche Zu- 
satzerträge, weil in den periodisch wiederkehrenden Zeiten der 
Hotelzimmerknappheit, z. B. bei Messen, Ausstellungen und Kon- 
gressen, jedes für die DLH verfügbare Zimmer zum Verkauf 
einer zusätzlichen Langstreckenpassage führt, die ohne diese 
Sicherstellung vermutlich nicht gebucht worden wäre. Zeiten vor- 
übergehender Knappheit von Unterkunft sind weiterhin trotz 
der erkennbaren Steigerung des Angebots an Hotelzimmern in 
einzelnen deutschen Städten möglich. 

Das begrenzte und gezielte Engagement der DLH im Hotelbe- 
reich, das seit 1968 schrittweise eingegangen wurde, hat tat- 
sächlich dazu beigetragen, daß in wesentlichen Städten der Bun- 
desrepublik Deutschland neue Hotels entstanden sind, die auch 
das DLH-Geschäft fördern. 

Was die Überkapazität betrifft, so läßt sich dazu z. Z. keine ein- 
deutige, auf das gesamte Bundesgebiet bezogene Beurteilung 
abgeben. Es ist denkbar, daß in einzelnen Orten die tatsächliche 
Inanspruchnahme hinter den bei den Investitionen angenomme- 
nen Schätzungen zurückgeblieben ist. Wenn dies aus besonde- 
rem Anlaß der Fall sein sollte, könnte eine Intensiivierung der 
Absatzpolitik der betroffenen Unternehmen dazu beitragen, diese 
vorübergehenden Schwierigkeiten zu beseitigen. 


28. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die bisher bei 
der Auflösung von Bundesbahndirektionen er- 
zielten Rationalisierungsergebnisse durch eine 
neutrale Gutachterkommission überprüfen zu 
lassen und weitere Auflösungen von Direktio- 
nen (z. B. der in Kassel im Blick auf die schwie- 
rige wirtschaftliche Struktur des nordhessi- 
schen Zonenrandgebiets) bis zum Vorliegen 
des Berichts einer solchen Kommission zurück- 
zustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 15. August 1973 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keine Veranlassung, spe- 
ziell die bei der Auflösung von Bundesbahndirektionen erzielten 
Rationalisierungsgewinne durch eine neutrale Gutachterkom- 
mission überprüfen zu lassen. Das erste Zwischenergebnis der 
Organisationsreform in der Mittelinstanz der Deutschen Bundes- 
bahn nach dem Stand vom 31. Dezember 1972 (Abschluß der 
3. Stufe) mit Einsparungen von rund 1000 Dienstposten mit 
einem Jahres wert von über 40 Millionen DM kann als befrie- 
digend angesehen werden. Die Zwischenbilanz macht auch deut- 
lich, daß mit dem von der Deutschen Bundesbahn erwarteten Ein- 
sparungseffekt von über 138 Millionen DM jährlich (Stand: 1970) 
gerechnet werden kann, da die entscheidenden Einsparungen 
erst mit der völligen Auflösung von vier Bundesbahndirektionen 
in der fünften Stufe des Stufenprogramms auftreten werden. Im 
übrigen werden alle mdt der Neuorganisation zusammenhängen- 
den Daten für die Abschlußbilanz sichergestellt, so daß eine 
eventuell später notwendig werdende Überprüfung möglich ist. 
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Der Zonenrandlage der Stadt Kassel und den Strukturproble- 
men Nordhessens hat die Deutsche Bundesbahn auf Grund der 
Einstellung der Bundesregierung dadurch Rechnung getragen, 
daß als Ersatz für die Bundesbahndirektion Kassel in Kassel 
zwei zentrale Bundesbahnstellen mit rund 1000 Bediensteten 
vorgesehen sind. Institutionell und unter dem Gesichtspunkt der 
Erhaltung von Arbeitsplätzen wird Kassel damit ein voller Aus- 
gleich geboten. Der Arbeitsmarkt in Nordhessen wird also, da 
die Deutsche Bundesbahn dort auch weiterhin Arbeitskräfte be- 
nötigen wird und keine Entlassungen erfolgen, nicht belastet 
werden. 

Unter diesen Umständen ist die Bundesregierung nicht bereit, 
den für die Bestimmung der zeitlichen Abfolge der Organisations- 
maßnahmen zuständigen Vorstand der Deutschen Bundesbahn zu 
veranlassen, die weiteren Änderungen in der Mittelinstanz zu- 
rückzustellen. 


29. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) . 

(CDU/CSU) 


Ist die Bunderegierung bereit zu entscheiden, 
daß der Verkehr der Deutschen Bundesbahn 
auf der Strecke Malsfeld — Spangenberg — 
Waldkappel im hessischen Zonenrandgebiet 
nicht, wie von der Deutschen Bundesbahn 
vorgeschlagen, stillgelegt, sondern mit Rück- 
sicht auf die Zonenrandlage weiter aufrecht- 
erhalten bleibt? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 15. August 1973 

Da die Strecke Waldkappel — Malsfeld im Zonenrandgebiet liegt, 
greift hier das im Verkehrspolitischen Programm der Bundesre- 
gierung vorgesehene Verfahren Platz, wonach bei Entscheidun- 
gen Über solche Strecken neben Volks- und betriebswirtschaft- 
lichen Überlegungen die besonderen politischen Gegebenheiten 
zu berücksichtigen sind. Um dies sicherzustellen, wird sich zu 
gegebener Zeit ein interministerieller Arbeitskreis der beteilig- 
ten Ressorts mit der Überprüfung dieser Strecken befassen und 
eine Empfehlung für die Bundesregierung erarbeiten. Dieses 
Verfahren verfolgt das Ziel, der Bundesregierung die Möglich- 
keiten zur Erhaltung der Strecken aufzuzeigen. Für die Strecke 
Waldkappel — ^Malsfeld hat der Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn in diesen Tagen den Antrag auf dauernde Einstellung des 
Reisezugbetriebs der Gesamtstrecke und zusätzlich des Güter- 
zugbetriebs zwischen Waldkappel und Spangenberg vorgelegt. 
Wegen.des eingangs besonders geschilderten Prüfungsverfahrens 
ist deshalb z. Z. noch nicht abzusehen, wann das Bundeskabinett 
seine Entscheidung treffen wird. 


30. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

(CDU/CSU) 


Welche der beiden nach Presseberichten ent- 
gegengesetzten Auffassungen von SPD- Ange- 
hörigen der Bundesregierung hält die Bundes- 
regierung für richtig, die von Bundesminister 
Dr. Eppler, jede Autobahntrasse von Freiburg 
nach Donaueschingen sei eine kleinere oder 
größere Barbarei oder die vom Parlamenta- 
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rischen Staatssekretär Haar, eine Autobahn 
Freiburg — ^Donaueschingen sei sinnvoll, weil 
in diesem Gebiet eine Entlastung dairch öffent- 
lichen Nahverkehr nicht möglich sei? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 15. August 1973 

In der Presse sind die Äußerungen von Bundesmiinister Dr. Epp- 
1er und Staatsisekretär Haar zum Neubaiu der Bundesautobahn 
Freiburg — Donaueschingen in der Weise wiedergegeben worden, 
daß aus den beiden Auffassungen ein Widerspruch herausgelesen 
werden konnte. In Wirklichkeit besteht ein solcher Widerspruch 
jedoch nicht. 

Was die verkehrliche Notwendigkeit der neuen Autobahn anbe- 
trifft, zu welcher Staatssekretär Haar Stellung genommen hatte, 
so sind dafür bei der Ausiarbeitung des Ausbauplans für die Bun- 
desfernstraßen die erforderlichen Untersuchungen durchgeführt 
worden, wobei sich das Ergebnis in der Einstufung der genannten 
Autobahn in die 1. Dringlichkeitsstufe des Bedarfsplans nieder- 
geschlagen hat. 

Ohne auf die verkehrliche Notwendigkeit der Autobahn einzu- 
gehen, hat sich Bundesminister Dr. Eppler lediglich mit den Aus- 
wirkungen des Autobahnbaus auf die Schwarzwald-Landschaft 
befaßt. Hier ist zuzugeben, daß die eine oder andere der im Ge- 
spräch befindlichen Trassenführungen als „kleinere oder größere 
Barbarei" angesehen werden kann. Hinsichtlich der von der 
Straßenbauverwaltung in Aussicht genommenen Linie darf ich 
Ihnen jedoch versichern, daß dabei alle Anstrengungen für eine 
gute Einpassung in die Landschaft unternommen werden, um mit 
Sicherheit den in der Presse zitierten Vorwurf einer Landschafts- 
verschandelung zu vermeiden. 


31. Abgeordneter 

Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung infolge der Kürzung 
der Bundesfernstraßenbaumittel ihre Straßen- 
bauplanungen immer weniger so termingerecht 
verwirklichen, wie es den ursprünglichen Aus- 
bauplanungen entsprechen würde, und kom- 
men der Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang regionale Tr assenschwierdgk eiten als 
Alibi nicht ungelegen? 


Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 15. August 1973 

Die Kürzungen der Bundesfernstraßenmittel tragen dazu bei, daß 
einzelne Maßnahmen nicht so zügig weiter geführt und fertigge- 
stellt werden können, wie dies im 1. Fünfjahresplan für den Aus- 
bau der Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 1975 vorge- 
sehen ist. Soweit sich die eingeplanten Maßnahmen ohnehin 
wegen Planungsschwierigkeiten verzögern, ergibt sich die Mög- 
lichkeit, die übrigen geplanten Maßnahmen in stärkerem Um- 
fange von Kürzungen zu verschonen. Eine Alibiflunktion kann 
solchen Trassenschwierigkeiten jedoch nicht aukommen, weil bei 
der Erfüllung eines langfristigen Programmies kurzzeitige Ter- 
minver Schiebungen die Haushalte späterer Jahre zusätzlich 
belasten. 


23 



Drucksache 7/1010 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


32. Abgeordneter Welches sind die inhaltlichen Kriterien und 
Lattmann Schwerpunktvorstellungen, nach denen die 

(SPD) Bundesregierung über die Bund-Länder-Kom- 

mission für Bildungsplanung Modellversuche 
im Bildungswesen fördert? 


In welchem Verhältnis stehen diese Versuche 
zu den Zielvor&tellungen des Bildungsgesamt- 
plans und auch zu den dort noch nicht ent- 
schiedenen, offenen Fragen der zukünftigen 
Entwicklung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 23. August 1973 

Modellversuche und zugehörige wiissenschaftliche Begleitunter- 
suchungen dienen der Förderung neuer Organisationsformen im 
BiLdungswesen sowie der Entwicklung und Erprobung neuer 
Lerninhalte und Lemverfahren. 

Grundlage für die Förderung ist eine Bund/Länder Rahmenver- 
einbarung, die Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der 
Modellversuche sowie deren Finanzierung regelt. 

Der Rahmen für Modellversuche in diesem Sinne ist der Bil- 
dungsgesamtplan, der an zahlreichen Stellen die Durchführung 
von Modellversuchen ausdrücklich vorsieht. 

Die inhaltlichen Kriterien und Schwerpunktvorstellungen, nach 
denen die Bundesregierung über die Bund/Länder-Kommission 
für Bildungsplanung diese Modellversuche fördert, ergeben sich 
aus ihren bildungspolitischen Zielvorstellungen und aus dem 
gemeinsam mit den Ländern vereinbarten Katalog. 

Dabei ist es das Ziel der Bundesregierung, Modellversuche ins- 
besondere an den Gelenkstellen der Bildungsreform zu fördern. 
Dies bedeutet im einzelnen: 

— Entwicklung und Erprobung neuer Spiel- und Lernangebote 
für die frühe Förderung der drei- bis fünfjährigen Kinder 

— Erprobung differenzierter Arbeitsformen in der Grundschule 

— Individualisierung und Differenzierung der Lernprozesse in 
der Sekundarstufe I und II bei Wahrung gleicher Bildungs- 
chancen 

— Integration beruflicher und allgemeiner Bildung 

— besondere Förderprogramme für benachteiligte und behin- 
derte Gruppen 

— Erprobung neuer Formen der sozialen Organisation. 

Alle Teilversuche dieses vielfältigen Modellversuchsprogramms 
stehen dabei unter dem gemeinsamen Ziel, individuelle Förde- 
rung des einzelnen mit der Einübung in ein Leben im sozialen 
Bezug und in solidarisches Verhalten zu verbinden. 
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Bei den Beratungen zum Bildungsgesamtplan konnte jedoch nicht 
in allen Fällen eine Einigung darüber erzielt werden, wie diese 
Zielvorstellungen sich auf die Festlegung von Organisations- 
prinzipien auswirken. 

In der Frage der Orientierungsstufe, der integrierten Gesamt- 
schule und der Lehrerbildung haben fünf Länder eine von der 
Auffassung des Bundes und der sechs anderen Länder abwei- 
chende Stellungnahme in der Form von Sondervoten niederge- 
legt. In anderen Bereichen etwa der Eingangsstufe für alle fünf- 
und sechsjährigen Kinder ist bis zu einer endgültigen Klärung 
die Entscheidung offen gehalten. Es muß also weiter um eine 
Einigung gerungen werden. 

In dieser Situation kommt den Modellversuchen neben der För- 
derung der weiteren Entwicklung des Bildungswesens eine bil- 
dungspolitisch entscheidende Bedeutung zu. 

Zu allen Fragen, die sich aus den offenen oder strittigen Zonen 
des Bildungsgesamtplans ergeben, sollen die Modellversuche 
Erfahrungen sammeln und damit Hilfen /für die anstehenden 
bildungspolitischen Entscheidungen geben. Die Bundesregierung 
bemüht sich zur Zeit, mit den Ländern zu einer Regelung über 
die bevorstehende Auswertung der Modellversuche und der 
wissenschaftlichen Begleituntersuchungen zu kommen. Diese Er- 
gebnisse könnten dazu beitragen, die in den Sondervoten zum 
Ausdruck kommenden Vorbehalte gegen die Auffassung des 
Bundes und der Mehrheit der Länder auszuräumen und die Ein- 
heitlichkeit der Bildungsreform zu sichern. 


Sollte nicht die Studienreform, d. h. eine 
grundsätzliche Veränderung des Studienin- 
halts, vor die Festlegung von Zeiten gesetzt 
werden? 


Welche Überlegungen haben das Bundesmini- 
sterium für Wissenschaft und Forschung dazu 
veranlaßt, Regelstudienzeiten im Entwurf des 
Hochschulrahmengesetzes festzulegen? 

Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 13. September 1973 

Für die Bemessung von Regelstudienzeiten stehen sich zwei ein- 
ander scheinbar widersprechende Prinzipien gegenüber: Der eher 
wissenschaftstheoretische Ansatz lehnt jede zeitliche Vorgabe ab 
und versucht, die Regelstudienzeit nach Festlegung der jeweili- 
gen Studieninhalte aus der Addition der dafür benötigten Zeit- 
abschnitte abzuleiten. Die Festlegung einer Studienzeit (Regel- 
studienzeit) ist danach immer erst das Ergebnis der Studienre- 
form. Der umgekehrte, eher wissenschaftspolitische Ansatz gibt 
dagegen zunächst als angemessen erachtete Regelstudienzeiten 
vor und verpflichtet dazu die Studieninhalte entsprechend aus- 
zuwählen und zu begrenzen. Die Regelstudienzeit ist danach 
Rahmen für die Studienreform allerdings mit der Maßgabe, daß 
eine Überprüfung am Ende der Studiengänge ständig möglich ist. 

Die Bundesregierung versucht in ihrem Entwurf eines Hochschul- 
rahmengesetzes eine Synthese dieser beiden Prinzipien, Einer- 
seits wird ein zeitlicher Rahmen für ein abgestuftes System von 


34. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


35. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 
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Studiengängen vorgegeben, auf der anderen Seite sollen Unter- 
scÄireitungen und in besonderen Fällen audi Überschreitungen 
(wie zum Beispiel für die ärztliche Ausbildung) möglich sein. 
Diese Lösung geht von dei Überzeugung aus, daß Studienzeiten 
weder pauschal von außen vorgegeben, noch wissensdiaftlidi von 
innen her ermittelt werden können, sondern das Ergebnis einer 
gegenseitigen Wechselwirkung sind. Vieles spridit dafür, daß 
die zur Zeit in den Prüfungsordnungen festgelegten Mindeststu- 
dienzeiten ihre Entstehung den gleidien Überlegungen verdan- 
ken. 

Da die Studienreform eine langfristige Aufgabe ist, sojlen zu- 
nächst innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Hoch- 
schulrahmengesetzes in allen Studiengängen Studienordnungen 
erlassen werden, bei denen hinsichtlich der Studiendauer von 
den in den geltenden Prüfungsordnungen festgelegten Studien- 
zeiten auszugehen ist. Das heißt, es hat kurzfristig in diesem 
zeitlichen Rahmen eine Auswahl und Begrenzung des Lehrstoffes 
stattzufinden. Erst nach Durchführung dieser ersten Phase der 
Studienreform können und sollen nach dem Regierungs, entwurf 
an die Überschreitung der Regelstudienzeiten Folgen geknüpft 
werden. 

Die Vorschriften über Regelstudienzeiten gehen in ihrem sach- 
lichen Kern auf den Regierungsentwurf eines Hochschulrahmen- 
gesetzes der VI. Legislaturperiode und zwischenzeitliche Be- 
schlüsse der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung zu- 
rück. Die bisher vorliegenden Erfahrungen haben im übrigen 
gezeigt, daß eine Einigung der Fachvertreter in Reformkommis- 
sionen über eine sinnvolle Stoffauswahl erschwert wird, wenn 
ihnen keine Maßstäbe für die Gesamtdauer des Studiums vor- 
gegeben werden. 

Die Studienreform wird nur in Gang kommen und eine sinnvolle 
Begrenzung der Studienzeiten kann auf die Dauer nur erreicht 
werden durch die Einführung von Regelstudienzeiten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


36. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen der 
frühere DED-Beauftragte in Bolivien, Gerd 
Merrem, nach seiner Abberufung aus La Paz 
während seiner Tätigkeit für das Bundesmini- 
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
unter Hinweis auf die Wirtschaftshilfe der 
Bundesrepublik Deutschland an Bolivien eine 
persönliche Entschädigungszahlung von 1 Mil- 
lion US-Dollar gefordert hat, und wenn ja, wie 
beurteilt die Bundesregierung dieses Verhal- 
ten, und hält die Bundesregierung den Ver- 
zicht auf disziplinarische Maßnahmen unter 
Hinweis darauf, daß Merrem „inzwischen in 
einer internationalen Behörde tätig sei", tat- 
sächlich für ausreichend? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretär Matthöfer 
vom 15. August 1973 

Es trifft zu, daß Herr Gerd Merrem sich persönlich mit einer Ent- 
schädigungsforderung an die bolivianische Regierung gewandt 
hat. Die Bundesregierung hat keinen Zweifel daran gelassen, daß 
sie das Vorgehen von Merrem nicht unterstützt. 

Herr Merrem war zu keinem Zeitpunkt Bediensteter des Bundes- 
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Er war ledig- 
lich als Angestellter der GAWI für eine Übergangszeit bis zu 
seinem jetzigen Auslandseinsatz bei UNDP im Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit mit einem Gutachten 
beschäftigt. Auf Grund dieses Tatbestands wäre der Bundes- 
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit gar nicht in der Lage 
gewesen, ein Disziplinarverfahren gegen Herrn Merrem einzu- 
leiten. 

Ich sehe auch keinen Anlaß, die Entscheidung der GAWI, ihrer- 
seits keine Disziplinarmaßnahmen zu ergreifen, überprüfen zu 
lassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für besondere Aufgaben 


37. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Kann die Bimdesregierung den Begriff der 
„Klassenjustiz" erläutern, die Bundesminister 
Maihofer durch eine bestimmte Ausgestaltung 
des § 218 StGB gefördert sieht und auf Grund 
welcher Unterlagen kann Bundesminister Mai- 
hofer behaupten, daß illegale Abtreibungen 
vor allem eine Angelegenheit der unteren 
Schichten seien? 


Antwort des Bundesministers Maihofer 
vom 31. August 1973 

1. Der Begriff „Klassenjustiz" ist von mir zur Bezeichnung des 
durch die derzeitige Ausgestaltung und Handhabung des, § 218 
StGB eingetretenen Rechtszustands gebraucht worden. Er ist, wie 
bei jeder restriktiven Indikationenlösung mit Gutachterstelle, 
nach den vergleichbaren Erfahrungen auch mit ausländischen 
Rechten dadurch gekennzeichnet, daß die unentdeckte Vornahme 
einer danach unerlaubten Schwangerschaftsunterbrechung nahezu 
ausschließlich eine Frage des Geldes und der Beziehungen ist. 
Dies gilt nicht nur für die Vornahme illegaler Aborte durch ärzt- 
lichen Eingriff im eigenen Land, sondern, bei dem heutigen Kri- 
minaltourismus in Abtreibungssachen quer durch Europa, vor al- 
lem auch für die zwar kostspielige, aber völlig gefahrlose Vor- 
nahme von bei uns illegalen Aborten in Abtreibungskliniken des 
benachbarten Auslandes. Für kaum einen anderen Bereich unserer 
Strafrechtspflege gilt darum wie für Abtreibungs, Sachen heute 
buchstäblich der Satz, daß bei einem solchen „Rechtszustand" 
kaum je die Reichen, sondern bloß die „Armen schuldig werden". 
Eine solche Justiz, die im Regelfall nur die unteren Klassen oder 
gesellschaftlichen Schichten betrifft und erfaßt, verdient nach 
meiner Überzeugung in der Tat den Namen „Klassenjustiz". 
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2. Eben dieser unerträgliche Rechtszustand war einer der Haupt- 
gründe für den Vorschlag einer Fristenlösung durch den Arbeits- 
kreis deutscher und schweizerischer Strafrechtslehrer, dem ich 
selbst fast ein Jahrzehnt angehöre, und der Alternativentwürfe 
zur Reform des Strafrechts und jetzt auch des Strafvollzugs vor- 
gelegt hat. Nicht nur in diesem Kreis wird nach den vergleichen- 
den Erfahrungen in den verschiedensten westlichen Ländern die 
obige Beurteilung des Klassencharakters unserer heutigen Ab- 
treibungsjustiz allgemein geteilt. Sie wird nicht selten als „Rei- 
chenprivileg'' bezeichnet und von einem der besten Kenner der 
internationalen Szene, Herrn Professor Dr. E. W. Hanack, in 
seinen „Rechtsvergleichenden Bemerkungen zur Strafbarkeit des 
Schwangers.chaftsabbruchs in der westlichen Welt" für den ver- 
gleichbaren Rechtszustand im benachbarten Frankreich, in dem 
ebenso zumindest auf 300 000 Fälle jährlich geschätzte illegale 
Aborte angenommen werden, und bei dem vergleichbar wie bei 
uns nur ein Bruchteil von Verfahren (für 1969 bloße 521) durch- 
geführt werden, von denen wie bei uns „zwei Drittel mit einer 
zur Bewährung ausgesetzten Strafe endeten", durch die auch in 
unserem Zusammenhang höchst bedenkenswerten Feststellung 
gekennzeichnet, daß dabei nur „5 Verfahren Frauen der , begü- 
terten Sozialschichten' betrafen, woraus der Schluß gezogen wird, 
daß zu den 300 000 illegalen Abtreibungen ,noch eine gewisse 
Anzahl von Frauen hinzuzuzählen ist, die es sich leisten können, 
ins Ausland zu gehen' 


Diese hier getroffene allgemeine Feststellung entspricht den per- 
sönlichen Beobachtungen im Einzelfall. Ich bin sicher, daß bei 
einer leider bisher fehlenden empirischen Enquete ähnliche Ver- 
hältniszahlen auch in unserem Land festgestellt würden. 

Nicht nur wegen der Unwirksamkeit der Gesetze, sondern auch 
wegen der Unglaubwürdigkeit des Staates, kann eine Justiz, die 
zu einer solchen offensichtlichen Ungleichbehandlung von Rei- 
chen und Armen führt, in einer Demokratie nicht bestehen. 


Bonn, den 10. September 1973 



